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FRAGEBOGEN ZUR ANHÖRUNG 
Planungsbericht zur Weiterentwicklung der Polizeiorganisation und der Polizeibestände 
im Kanton Aargau 
 
Anhörungsdauer 
Die Anhörung dauert vom 17. November 2022 bis 15. März 2023. 
 
Inhalt 
Gestützt auf den Planungsbericht soll der Grosse Rat die strategische Ausrichtung zur 
Weiterentwicklung der Polizeiorganisation und der Polizeibestände im Kanton Aargau festlegen. Der 
Regierungsrat schlägt im Entwurf des Planungsberichts vor, dass die bestehende duale 
Polizeiorganisation beibehalten und optimiert werden soll. Hinsichtlich der Weiterentwicklung der 
Polizeibestände schlägt der Regierungsrat vor, dass sich der Mindestbestand weiterhin nach der 
Verhältniszahl von 1:700 richten soll und der über diese Verhältniszahl hinausgehende 
Personalbedarf der Kantonspolizei mit alle fünf Jahre stattfindenden Standortbestimmungen geplant 
werden soll. Der Regierungsrat schlägt weiter vor, dass zwei Drittel der Bestandesentwicklung, 
welche zum Erreichen der Verhältniszahl von 1:700 für die polizeiliche Grundversorgung erforderlich 
ist, bei der Kantonspolizei erfolgen sollen. Ein Drittel soll durch die Gemeinden bei den 
Regionalpolizeien sichergestellt werden. 
 
Die vollständigen Unterlagen zur Vorlage und zur Anhörung sind zu finden 
unter www.ag.ch/anhörungen. 
 
Auskunftsperson 
Bei inhaltlichen Fragen zur Anhörung können Sie sich an die folgende Stelle wenden: 
KANTON AARGAU 
Departement Volkswirtschaft und Inneres 
Rudolf Moos 
Projektleiter 
Generalsekretariat 
062 835 14 14 
rudolf.moos@ag.ch  

https://www.ag.ch/de/aktuell/anhoerungen-vernehmlassungen/laufende-anhoerungen
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Angaben zu Ihrer Stellungnahme 
 
Sie nehmen an dieser Anhörung im Namen einer Organisation teil. 
 
Wenn Ihnen unten bereits Daten angezeigt werden, sind Ihre Angaben bereits hinterlegt. Sie können 
die Daten bei Bedarf überschreiben und so die Angaben korrigieren. Wichtig: Wenn Sie bspw. die E-
Mail-Adresse ändern, wird fortan die neue von Ihnen notierte E-Mail-Adresse für den E-Mail-Versand 
für eine Anhörungseinladung verwendet!  
 
Wenn Ihnen noch keine Angaben angezeigt werden, geben Sie bitte unten Ihre entsprechenden 
Kontaktdaten ein. Die notierten Angaben werden hinterlegt und Ihnen in weiteren Teilnahmen an 
eAnhörungen automatisch angezeigt. 

Adressblock - Ihre Angaben 
  

Name der Organisation Aargauische Industrie- und Handelskammer (AIHK) 

E-Mail info@aihk.ch 

 

Zuständige Person bei inhaltlichen Rückfragen 
Bitte notieren 

  

Vorname Philippe 

Nachname Tschopp 

E-Mail philippe.tschopp@aihk.ch 
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Fragen zur Anhörungsvorlage 
 
Frage 1 
Sind Sie damit einverstanden, dass die bestehende duale Polizeiorganisation 
beibehalten und optimiert werden soll? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 völlig einverstanden 

 eher einverstanden 

 eher dagegen 

 völlig dagegen 

 keine Angabe 

 
Bemerkungen zur Frage 1 

 
Die Fortführung der dualen Polizeilandschaft im Kanton Aargau wird begrüsst. Die Regionalpolizeien 
weisen eine starke Verankerung in den jeweiligen Vertragsgemeinden auf und überzeugen mit ihrer 
Bürgernähe. Diese Vorteile gilt es zu bewahren. Mit der Fortführung des dualen Polizeisystems 
einhergehend sollen die Schnittstellen richtigerweise optimiert werden. Die Reduktion von 
Fallübergaben durch Justierungen bei der Kompetenzteilung zwischen KAPO und RePol scheint 
daher folgerichtig zu sein. Zu überlegen gilt es, ob die Zusammenarbeit (zusätzlich zu den bereits im 
Planungsbericht anvisierten Kompetenzklärungen in den Bereichen «häusliche Gewalt» sowie 
«Verkehrsunfälle») durch eine weitere Kompetenzerweiterungen der Regionalpolizeien zusätzlich 
verbessert werden könnte. In Betracht fallen könnten beispielsweise zusätzliche Befugnisse in Bezug 
auf einfache Ladendiebstähle, Umwelt- und Tierschutzfälle (vgl. auch Evaluation der dualen 
Polizeiorganisation, Ecoplan AG / DemoSCOPE AG, 2021). 
Frage 2 
Sind Sie damit einverstanden, dass im Fall des Wechsels zur Einheitspolizei die damit 
verbundene finanzielle Entlastung der Gemeinden durch eine Mehrbelastung in einem 
anderen Bereich ausgeglichen werden soll? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 völlig einverstanden 

 eher einverstanden 

 eher dagegen 

 völlig dagegen 

 keine Angabe 
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Bemerkungen zur Frage 2 

 
Wie bereits erwähnt beurteilen wir die heutige Polizeiorganisation grundsätzlich als zweckmässig. 
Sollte dennoch ein Wechsel zur Einheitspolizei forciert werden, so ist dies jedoch folgerichtig auch im 
Finanzausgleich zu berücksichtigen. 
Frage 3 
Sind Sie damit einverstanden, dass die in § 13 Abs. 2 PolG geregelte Verhältniszahl von 
1:700 beibehalten und dass der über diese Verhältniszahl hinausgehende 
Personalbedarf der Kantonspolizei mittels periodischen Standortbestimmungen geplant 
werden soll? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 völlig einverstanden 

 eher einverstanden 

 eher dagegen 

 völlig dagegen 

 keine Angabe 

 
Bemerkungen zur Frage 3 

 
 
Frage 4 
Sind Sie damit einverstanden, dass die periodischen Standortbestimmungen gemäss 
Leitsatz 3 alle fünf Jahre durch den Regierungsrat erfolgen sollen? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 völlig einverstanden 

 eher einverstanden 

 eher dagegen 

 völlig dagegen 

 keine Angabe 

 



 6 von 7 

 

Bemerkungen zur Frage 4 

 
 
Frage 5 
Sind Sie damit einverstanden, dass sich die Gemeinden bei einer Weiterführung der 
dualen Polizeiorganisation zu einem Drittel an der Bestandesentwicklung beteiligen 
sollen, welche aufgrund der gesetzlich geregelten Verhältniszahl für den 
Mindestbestand von 1:700 für die polizeiliche Grundversorgung erforderlich ist? 

 
Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

 völlig einverstanden 

 eher einverstanden 

 eher dagegen 

 völlig dagegen 

 keine Angabe 

 
Bemerkungen zur Frage 5 

 
Der Personalaufwuchs soll sowohl auf regionaler, wie auf kantonaler Ebene stattfinden. 
Auf der nachfolgenden Seite erhalten Sie Gelegenheit, Schlussbemerkungen zur 
vorliegenden Anhörung zu notieren.  
Bitte beachten Sie: Ihre Stellungnahme wird erst eingereicht, wenn Sie 
anschliessend auf den Button "Antworten abschicken" klicken! Vorher wird Ihre 
Stellungnahme nicht übermittelt. 
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Schlussbemerkungen 
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